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Vorwort

Die Versicherungswirtschaft steht dem elektronischen Handel immer noch
zögerlich gegenüber, da die rechtlichen Grenzen dieses Handels noch nicht
klar ausgelotet erscheinen.

Die vorliegende, von uns angeregte Studie setzt sich deshalb zum Ziel, die
rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen des Versicherungsvertriebes über das
Internet aufzuzeigen. Wir sind froh, zwei Referenten gefunden zu haben, die
sich das weite Gebiet aufgeteilt haben. Herr Professor Hoeren behandelt die
Fragen des internationalen Versicherungsgeschäftes über das Internet, Prob-
leme des elektronischen Vertragsschlusses sowie Marketing- und Verbrau-
cherschutzaspekte, Herr Professor Spindler behandelt die nicht minder wich-
tigen Fragen der Haftung der Aufklärungspflichten und der elektronischen Ver-
sicherungsmarktplätze.

Wir hoffen zuversichtlich, dass die Adressaten unserer Schriften die gleicher-
maßen wissenschaftlich fundierten wie praxisbezogenen Ausführungen mit
Gewinn lesen und in die praktische Arbeit einbeziehen können.

Hamburg, im Oktober 2002 Der Beirat
Hamburger Gesellschaft zur Förderung

des Versicherungswesens mbH
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